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III
Einweisung durch gerichtlichen Beschluß

§11
Einweisung

(1) Ist zum Schutze von Leben oder Ge­
sundheit des Kranken oder zur Abwehr 
einer ernsten Gefahr für andere Personen 
oder für das Zusammenleben der Bürger 
ein längerer Verbleib in der Einrichtung 
als 6 Wochen notwendig und liegt hierzu 
keine Zustimmung des Kranken oder des 
gesetzlichen Vertreters vor, ist über die 
unbefristete Einweisung in einem gericht­
lichen Verfahren zu entscheiden.

(2) Der Antrag ist vom Staatsanwalt, 
vom Kreisarzt, vom Leiter des Kranken­
hauses oder von dem für die psychiatrische 
Betreuung verantwortlichen Arzt der 
Pflegeeinrichtung bei dem für den Ort der 
Einrichtung zuständigen Kreisgericht zu 
stellen.

(3) In dem Antrag sind die Gründe für 
die Notwendigkeit des längeren Verbleibs 
in der Einrichtung darzulegen. Dem Antrag 
ist eine gutachtliche Beurteilung des psych­
iatrischen Sachverständigen beizufügen.

(4) Die Anordnung gemäß § 6 dauert bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung des Ge­
richts an. Das gerichtliche Verfahren ist 
vordringlich durchzuführen.

§12
Verfahren

(1) Das Kreisgericht (Zivilkammer) ent­
scheidet nach mündlicher Verhandlung. Die 
Verhandlung ist nicht öffentlich.

(2) Der Antrag ist dem Kranken oder 
dem gesetzlichen Vertreter mindestens 
eine Woche vor der Verhandlung zuzustel­
len. Zur Verhandlung ist der Antragsteller 
zu laden. Dem Staatsanwalt ist der Ver­
handlungstermin auch dann mitzuteilen, 
wenn er nicht den Antrag gestellt hat.

(3) Das Gericht hat in der Verhandlung 
die Voraussetzungen der Einweisung zu 
prüfen (§ 11 Abs. 1). Der Kranke ist in der 
Verhandlung unter Hinzuziehung eines 
Psychiaters zu vernehmen. Von der Anwe­
senheit oder der Vernehmung ist Abstand 
zu nehmen, wenn sie nicht ohne Nachteil 
für den Gesundheitszustand des Kranken 
durchführbar ist, der Gesundheitszustand 
des Kranken die Vernehmung unmöglich

macht oder wenn ihr andere erhebliche 
Schwierigkeiten entgegenstehen. Die 
Gründe für den Verzicht auf die Verneh­
mung sind im Protokoll über die Ver­
handlung zu vermerken.

(4) Die Entscheidung über den Antrag 
erfolgt durch begründeten Beschluß.

(5) Der Kranke oder der gesetzliche 
Vertreter kann die Hilfe eines Rechtsan­
walts in Anspruch nehmen. Wird kein 
Rechtsanwalt in Anspruch genommen, hat 
das Gericht, wenn es die Sache erfordert, 
einen Rechtsanwalt beizuordnen. Sofern 
der Kranke keinen gesetzlichen Vertreter 
hat, ist ihm für das gerichtliche Verfah­
ren ein Pfleger zu bestellen.

(6) Der Beschluß ist dem Staatsanwalt, 
dem Kreisarzt und dem Leiter der Ein­
richtung sowie dem Betroffenen und dem 
gesetzlichen Vertreter zuzustellen.

Anmerkung: Vgl. auch die Ziff. I. und IV. 
des PrBOG vom 24.7.1968 zum EinwG 
(NJ H. 16 S. 504) i. d. F. des Besehl. vom 
10.12.1975 (NJ 1976 H. 1 S. 29). Sie lauten:

Erstinstanzliches Verfahren gemäß § 12

1. Bei der Prüfung der Voraussetzungen 
für die Einweisung gemäß § 11 Abs. 1 hat 
das Gericht eigenverantwortlich die not­
wendige Sachaufklärung durchzuführen 
(§ 12 Abs. 3). Die Bestimmungen der ZPO 
finden entsprechende Anwendung. Der An­
trag auf Einweisung, die diesem beigefügte 
gutachtliche Beurteilung und die Ergebnisse 
der Beweisaufnahme unterliegen im Rah­
men der eigenen Verantwortung der Wür­
digung durch das Gericht.
In der Verhandlung ist in der Regel der 
Gutachter ergänzend zu hören. In Frage 
kommen ferner u. a. die Einholung weiterer 
Sachverständigengutachten, die Beiziehung 
von Ermittlungsakten und anderen schrift­
lichen Unterlagen sowie die Vernehmung 
von Zeugen entsprechend den Erfordernis­
sen der jeweils zu prüfenden Vorausset­
zungen.
2. Da die Verhandlung vor dem Gericht 
gemäß § 12 Abs. 1 nicht öffentlich ist, be­
darf die Teilnahme von Personen, die dar-
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